
Die Finanzmärkte 
eingrünen

Nr. 4 | Dezember 2011

Jonas Rosenmund: Solarunternehmer seit dem Teenageralter – S. 18

Wahlanalyse mit Claude Longchamp  – S. 6

Die Finanzmärkte 

Informationsbulletin der 
Grünen Partei der Schweiz 



Die Schweiz ist ein hochmotori-
siertes Land. Auf hundert Einwoh-
nerinnen und Einwohner kommen 
im Schnitt über 516 Personenwa-
gen. Damit rangiert unser Land 
im europäischen Vergleich fast an 
oberster Stelle. Eine verheerende 
Entwicklung für Mensch, Umwelt 
und Klima. Der Strassenverkehr 
produziert inzwischen landesweit 
43 Prozent des CO2-Ausstosses 
und ist damit hauptverantwort-
lich für die Klimaerwärmung. Ein 
Drittel der Siedlungsflächen sind 
Verkehrsflächen – hauptsächlich 
Strassenverkehrsflächen. Die ex-
ternen Kosten, die durch den Stras-
senverkehr entstehen, also die 
Kosten für Gesundheits-, Umwelt- 
und Klimaschäden, sind zwischen 
2000 und 2005 um über 25 Prozent 
gewachsen. Die Länge des gesam-
ten Schweizer Strassennetzes be-
trägt heute über 71‘000 Kilometer. 
Allein das Nationalstrassennetz 
ist über 1700 Kilometer lang. Das 
Bahnnetz hingegen ist in all diesen 
Jahren kaum gewachsen. Wie ist es 
möglich, dass die Bahn in den ver-
gangenen Jahrzehnten derart an 
Glanz verloren hat? Eine Erklärung 
ist die strassenlastige Verkehrsfi-

nanzierung. Schon 1959 beschlos-
sen die eidgenössischen Räte die 
Einführung des Treibstoffzuschla-
ges. Diese Gelder fliessen bis heute 
zum grössten Teil in den Bau von 
Strassen. Für den Bau der Natio-
nalstrasse wurde später noch ein 
spezieller Zuschlag erhoben. 

Almosen für die Bahn
Die Bahn musste sich in dieser Zeit 
mit Almosen begnügen. Ein Ver-
gleich zwischen Schiene und Stras-
se zeigt dies deutlich auf: 1950 
waren die Investitionen in Schie-
ne und Strasse fast gleich hoch. 
30 Jahre später bekam die Strasse 
fünfmal mehr Geld als die Schiene. 
Bahn und Bus verloren in den Jahr-
zehnten danach massiv Anteile 
an die Strasse. Es ist höchste Zeit, 
dass der öffentliche Verkehr in der 
Schweizer Verkehrspolitik wieder 
die Hauptrolle spielt. Alle Exper-
tInnen gehen davon aus, dass beim 
Personenverkehr in den kommen-
den Jahren mit einem Wachstum 
von 20 bis 30 Prozent, beim Güter-
verkehr von 45 bis 95 Prozent zu 
rechnen ist. Dieser Mehrverkehr 
muss auf die Schiene verlagert 
werden. In der Debatte über die 

So finanzieren wir den Ausbau 
von Bahn und Bus 
Für die Finanzierung der Bahninfrastruktur braucht es zusätzliche 
Mittel. Die Volksinitiative «Für den öffentlichen Verkehr» zeigt einen 
gangbaren Weg auf.

zukünftige Entwicklung der Bahn-
infrastruktur (ZEB) waren sich die 
ParlamentarierInnen in der Win-
tersession 2008 über die Partei-
grenzen hinweg einig, dass wir in 
Zukunft mehr Geld für den öffent-
lichen Verkehr brauchen werden. 
Doch woher soll das Geld kommen? 

Gangbarer Weg
Die Initiative «Für den öffentli-
chen Verkehr», die am 21. März 
von den Grünen und anderen Or-
ganisationen lanciert worden ist, 
zeigt einen gangbaren Weg auf: 
Die Treibstoffzölle sollen künftig 
zu gleichen Teilen in Strasse und 
Schiene fliessen. Die Förderung 
des öffentlichen Verkehrs muss in 
der Verfassung verankert werden, 
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Aus. Vorbei. Die Wahlen sind pas-
sé. – Alles vorbei? Nein! Ganz im 
Gegenteil! Nicht nur geht es mit 
der neuen Fraktion direkt los in 
die neue Legislaturperiode mit 
vielen wichtigen Entscheiden bei-
spielsweise zur Energiewende. 
Auch unsere beiden Grünen Initia-
tiven brauchen noch einen Schluss-
schub. Die Devise ist klar: gemein-
sam bis Weihnachten so viel wie 
möglich sammeln! Wenn alle 
greenfo-Leserinnen und -Leser pro 
Initiative fünf Unterschriften zu-
rückschicken, sind die Initiativen 
schon fast zustande gekommen!
 
Die Initiative «Für eine Grüne Wirt-
schaft» und die «Atomausstiegsin-
itiative» verzeichnen bisher einen 
ähnlichen Rücklauf: Bei beiden 
Initiativen fehlt uns noch rund die 
Hälfte der Unterschriften. Deswe-
gen dürfen wir jetzt nicht nach-
lassen und müssen mit vereinten 
Kräften weitersammeln. Orte und 
Anlässe zum Sammeln gibt es viele: 
zum Beispiel die Weihnachts- und 

Grüne Wirtschaft und 
Atomausstieg zu Weihnachten: 
Schenken Sie fünf Unterschriften
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Handwerkermärkte oder die nächs-
ten Sammeltage mit den Kantonal- 
und Ortsparteien (14. Januar, 4. und 
25. Februar 2012).

Nur FÜNF Unterschriften pro In-
itiative und greenfo-Leserin und 
-Leser – das ist doch total im Grü-
nen Bereich, oder? Deswegen: noch 
einmal ein bis zwei Unterschriften-
bögen auf der Internetseite (www.
initiative-atomausstieg.ch / www.
initiative-gruenewirtschaft.ch) 
herunterladen, ausdrucken, unter-
schreiben lassen und an uns zu-
rückschicken! Herzlichen Dank!

Für allfällige Fragen erreichen Sie 
die Kampagnenleiterin Brigitte Mar-
ti unter der Nummer 031 312 66 60.

Brigitte Marti und Christine Badert-
scher, Kampagnenleiterinnen

2 In eigener Sache
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Leider sind die eidgenössischen Wahlen 
für uns nicht ausgegangen wie erhofft. 
Obwohl wir das zweitbeste Resultat in 
unserer Geschichte erzielt haben, muss-
ten wir Einbussen hinnehmen. Es ist wich-
tig, dass wir diese Wahlen nun sorgfältig 
aufarbeiten, wie wir das auch in diesem 
Heft tun (Seiten 5-11). Wir müssen präzi-
sieren, was zu präzisieren ist; überarbei-
ten, was zu überarbeiten ist; korrigieren 
und ändern, was zu korrigieren und zu än-
dern ist. Dies gilt ebenso für unsere poli-
tischen Positionen wie für unsere Arbeits-
weise. Die Links-rechts- und «In die Mitte 
rücken»-Debatte ist meiner Meinung 
nach ungeeignet. Wichtig ist vielmehr, 
dass das breite Grüne Dach unserer Partei 
weiterhin breit bleibt.
Und dann heisst es vorwärts schauen und 
weiterarbeiten. Es braucht die Grünen 
mehr denn je. Denn die Welt steckt in ei-
ner vielfältigen Krise. Auch in unserem 
Land hat die schlechte Wirtschaftslage 
Konsequenzen für die Arbeiterinnen und 
Arbeiter. Die Finanzkrise ist der Ausdruck 
einer verrückten Welt, wo das Geld in Strö-
men fliesst und gleichzeitig die Kluft zwi-
schen Arm und Reich immer grösser wird. 
Die Grünen fordern darum strenge Regeln 
für die Finanzmärkte (Seiten 12 und 13).
Doch auch auf anderen Gebieten bleibt 
viel zu tun, denken Sie nur an die nötige 
Energiewende, das Klima und den sozia-
len Zusammenhalt in unserem Land. Das 
Engagement der Grünen für eine nach-
haltige Entwicklung beinhaltet für mich 
– und ich hoffe auch für Sie – nach wie vor 
einen konsequenten Einsatz für mehr Ge-
rechtigkeit bei uns und weltweit. Darum 
plädiere ich dafür, dass wir uns nach der 
ausführlichen Wahlanalyse wieder auf 
die Grünen Werte besinnen und uns dann 
rasch an die Arbeit machen!

Ihr Ueli Leuenberger
Präsident der Grünen Schweiz

Liebe Grüne

Stromerzeugung

Jede längere Fahrt mit 
dem Zug oder mit dem 
Auto macht mich nach-
denklich. Da sieht man 
entlang der Strecke 
Leitplanken und Schall-
schutzmauern. Überall, 
wo es Schallschutzbau-
ten gibt, leben Mens-
chen, die Energie ver-
brauchen. Warum zählen 
wir nicht eins und eins 
zusammen? Wir haben in 
ganz Europa ein riesiges 
Streckennetz von Schie-
nen und Strassen.  
Wenn auf jeder Schall- 
schutzmauer, hinter 
jeder Leitplanke Son-
nenkollektoren und 
kleine Windturbinen 
wären, könnten bei 
jeder Bahnstation und 
Ausfahrt der lokale 
Verbrauch unterstützt, 
Elektroautos aufgetankt 
oder Energie ins lokale 
Stromnetz eingespiesen 
werden.
Riesige Offshore-Anlagen 
sowie der Bau von gigan-
tischen Stromnetzen 
sind sicher für interna-
tionale Grossunterneh-
men ein Leckerbissen. 
Ich finde aber diese im-
mer dichter werdenden 
Spinnennetze zwischen 
Hochspannungsmasten 
nicht sehr romantisch. 
Was ich jedoch toll 
fände, wäre eine neue 
Bauordnung: Jedes neue 
Haus müsste strom- 
oder wärmeerzeugende 
Fassaden haben, und 
auf jedem Dach müssten 
verdeckte, miniaturi-
sierte Windturbinen für 
Energie sorgen.
  
Renate Krenn

Zürich
 Solarstrom

Lieber Herr Brunner

Die Korporation muss 
den Solarstrom eines 
jeden Produzenten 
abnehmen, egal wie viel 
er liefert. Wenn das Netz 
diese Leistung nicht 
aufnehmen kann, dann 
gibt es die folgenden 
Möglichkeiten:
1. Ist die Leitung bis zum
Einspeisepunkt (meist 
Abzweiger in der Strasse) 
zu wenig leistungsfähig, 
kann die Korporation die 
Netzverstärkung dem 
Solarstromproduzenten 
in Rechnung stellen. 
Allerdings hat der Hand-
werksbetrieb vermutlich 
bereits eine stärkere 
Leitung als ein Haushalt.
2. Wenn die Leitung
der Korporation nach 
dem Einspeisepunkt zu 
schwach ist, dann kann 
diese ein Gesuch an 
swissgrid stellen, und 
die Leitungsverstärkung 
wird vollumfänglich von 
swissgrid bezahlt. Der 
Korporation entstehen 
in diesem Fall also keine 
Kosten.

Für weitere Fragen 
und Hilfestellungen 
kontaktieren Sie bitte 
die Energiefachstelle 
des Kantons St. Gallen 
(www.energie.sg.ch).

Freundliche Grüsse
Martin Müller 
St. Gallen

Grüne Post4 Editorial
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Nachhaltigkeit und die Sorge um 
die natürlichen Ressourcen wirklich 
ernst meinen. Das Aufkommen von 
«Cleantech» ist zwar begrüssens-
wert. Es ist aber eine Illusion zu 
glauben, dass effiziente Technolo-
gien genügen werden. Wenn wir die 
Ressourcenverschwendung wirklich 
auf ein umweltverträgliches und 
gerechtes Mass reduzieren wollen, 
müssen wir unser Wirtschaftsmo-
dell, unsere Produktion und unse-
ren Konsum grundlegend reformie-
ren. Genau das will unsere Initiative 
für eine Grüne Wirtschaft. Dank ihr 
werden wir uns bei diesem Thema 
profilieren können.

Wir müssen angesichts der gesell-
schaftlichen Probleme innovative 
und glaubwürdige Lösungen brin-
gen. Wie sollen wir mit der Überal-
terung der Bevölkerung umgehen? 
Wir können wir verhindern, dass 
die Pensionskassengelder ein nicht 
nachhaltiges Wirtschaftswachstum 
fördern? Welchen gesetzlichen Rah-
men wollen wir neuen Lebensfor-
men geben, zum Beispiel den Patch-
work-Familien oder homosexuellen 
Eltern? Welche Auswirkungen hat 
die Internet- und Informationsge-
sellschaft auf die Demokratie? Das 
sind nur Beispiele, aber sie zeigen die 
künftigen Themen auf, mit welchen 
die Grünen mobilisieren könnten.

Niederlagen lehren uns mehr als Sie-
ge. Ich bin überzeugt, dass die Grü-
nen das Ruder wieder herumreissen 
und in vier Jahren erneut werden zu-
legen können.

Antonio Hodgers

Niederlagen lehren uns mehr als 
Siege. Fraktionspräsident Anto-
nio Hodgers zeigt sich in diesem 
«Standpunkt» überzeugt, dass die 
Grünen in vier Jahren wieder zule-
gen werden.

Am 23. Oktober 2011 haben unsere 
Ideen gewonnen. Das zeigt sich in 
der Tatsache, dass die atomfreund-
lichsten und unökologischsten Par-
teien SVP und FDP die Wahlen zu 
Gunsten von ökologischeren Kräf-
ten klar verloren haben. Gleichzeitig 
hat aber unsere eigene Partei Ver-
luste erlitten. Die Grünen haben das 
«Monopol» auf den Umweltschutz 
eingebüsst. Die WählerInnenstim-
men zu Gunsten des Umweltschut-
zes wurden somit auf mehrere Par-
teien verteilt, insbesondere auf die 
Grünliberalen und die SP. Wir kön-
nen daher von einem politischen 
Sieg bei einer gleichzeitigen Wahl-
schlappe sprechen. Während die 
Parteien, die für den Atomausstieg 
sind, im Nationalrat 13 Sitze dazu 
gewonnen haben, haben die Grünen 
5 verloren.

Diese Situation stellt für die Grünen 
eine Herausforderung dar. Denn die 
Konkurrenz wird bei Umweltthe-
men noch stärker werden. Wenn 
die Grünen weiterhin eine wichtige 
Rolle in der Schweizer Politik spie-
len wollen, müssen sie sich neu er-
finden und ihre politische Rolle neu 
definieren.

Echt Grün sind nur wir
Auch wenn viele Parteien ihr Pro-
gramm «eingegrünt» haben, sind 
die Grünen die einzigen, welche die 

Die Grünen müssen 
wieder in Gang kommen

Antonio Hodgers
Fraktionspräsident
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Der Politologe Claude Longchamp 
analysiert im nachfolgenden Inter-
view die neue Parteienlandschaft 
und geht der Frage nach, wieso die 
Grünen bei den Wahlen zu wenig 
mobilisieren konnten.

«In der Hauptphase des 
Wahlkampfes konnte die GPS 

nicht mehr punkten»

Eine Mehrheit der Bundesratssitze 
für die beiden Parteien, wie sie zwi-
schen 2003 und 2007 bestand, darf 
es nicht mehr geben.

Weniger Polarisierung – mehr Mitte: 
Ist das wirklich ein politischer Trend 
in Richtung Lösungen oder nur da-
rauf zurückzuführen, dass es zwei 
junge und neue Parteien gibt?
Es ist ein Trend im Parteiensystem. 
Es haben sich zwei neue Partei-

Am stärksten verloren haben bei 
den Wahlen 2011 die rechten Partei-
en SVP und FDP. Was bedeutet das 
für die Schweiz?

Zunächst ein Novum. Denn die 
SVP verlor in der Nachkriegszeit 
noch nie so viel von einer Natio-
nalratswahl zur anderen - und das 
bei gleichzeitigen Rückgängen 
von FDP und CVP. SVP und FDP 
haben gesamtschweizerisch noch 
42 Prozent WählerInnenanteil. Sie 
sind damit klarer denn je von einer 
Mehrheit unter den Wählenden 
entfernt. Das muss bei den Bundes-
ratswahlen Konsequenzen haben. 
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en etablieren können. Zusammen 
machen sie 10 Prozent aus. Beide 
können auf Neuwählende und Un-
zufriedene bei den grösseren Par-
teien zählen. Vieles hängt jetzt 
davon ab, ob sich die neue Mitte 
sach- und machtpolitisch im Parla-
ment formiert oder nicht. Wenn ja, 
ist meine Annahme, dass die Pole 
bei der Lancierung von Lösungen 

unwichtiger werden, sich häufiger 
die Frage stellen müssen, ob sie 
mit dem Zentrum kooperieren wol-
len oder nicht. Insgesamt wäre mit 
einer Deblockierung in verschiede-
nen Bereichen zu rechnen, wie das 
anhand der Kernenergiefrage schon 
im Wahljahr sichtbar wurde.

Die Grünen haben Stimmen und Sit-
ze verloren. Wieso ist es ihnen nicht 
gelungen, mehr Wählerinnen und 
Wähler zu mobilisieren?
Die «Grünen» haben weder Stim-
men noch Sitze verloren. Verloren 
hat die GPS. Ihr Problem ist, dass 
sie mit dem Auftreten der GLP «die 
Grünen» nicht mehr alleine reprä-
sentieren kann, weder mit ihren 
ökologischen Projekten noch mit 
ihren sozial-, wirtschafts- und fi-
nanzpolitischen Vorstellungen. Mit 
den Wahlen in Basel-Landschaft 
und Zürich wurde klar: Die Gewinn-
chancen Grüner PolitikerInnen 
stiegen nach dem Reaktorunfall 
in Fukushima, die der GPS jedoch 
nicht. 2007 mobilisierten die Grü-
nen ausgehend von der globalen 
Kampagne von Al Gore auf ihrem 
Kernthema, der Forderung nach ei-
ner neuen Klimapolitik, und in der 
Schlussphase mit einer klaren Ab-
grenzung von Christoph Blocher. In 
beidem stachen sie die SP aus, und 
sie gewannen am meisten aufgrund 
von Wählerwanderungen im linken 
Lager. Das war 2011 nicht mehr der 

Fall, ohne dass die GPS einen Ersatz 
dafür fand. Vor allem in der Haupt-
phase des Wahlkampfes, als der 
starke Franken, die Wirtschaftslage 
und die Sorge um die Arbeitsplätze 
an Bedeutung gewannen, konnte 
die GPS nicht mehr punkten. Die 
GPS muss wohl auch ihren Wahl-
kampf kritisch analysieren (las-
sen). Es würde beispielsweise Sinn 

machen, ihn von Fachleuten wie 
Ex-PolitikerInnen, Wissenschaftle-
rInnen oder Kommunikationsbera-
terInnen durchleuchten zu lassen. 
Vor allem auf der nationalen Ebene 
sind mir Schwächen bei den Perso-
nen als KommunikatorInnen, in der 
Medienarbeit und der Themenset-
zung aufgefallen, die sich mit dem 
Mangel an Geld alleine nicht erklä-
ren lassen. Zur Erinnerung: Die drei 
Parteien, die am meisten Franken in 
den Wahlkampf steckten, verloren 
2011 am meisten.

Wieso sind bei den Grünen fast nur 
Frauen abgewählt worden? Ist das 
Zufall?
Jede Serie geht einmal zu Ende. Die 
langfristigen Indikatoren zur Frau-
enrepräsentation im Parlament 
auf lokaler Ebene sprechen schon 
seit einigen Jahren von der generel-
len Trendumkehr. Hauptgrund ist, 
dass die «Nachhol»-Argumentation 
alleine nicht mehr zieht und das 
generelle Politklima konservativer 
geworden ist. Das alles müssen 
Parteien wie die GPS, die sich der 
Frauenförderung verschrieben ha-
ben, ernst nehmen. Darüber hinaus 
gibt es aber keine Hinweise, dass es 
eine Zwangsläufigkeit bei einer be-
stimmten Wahl in einem bestimm-
ten Wahlkreis für eine bestimmte 
Partei gibt. 2007 trat die GPS be-
wusst mit Frauen im Wahlkampf 
auf, allen voran mit Ruth Genner. 

«Die Gewinnchancen Grüner PolitikerInnen 
stiegen nach dem Reaktorunfall in Fukushima, 
die der GPS jedoch nicht.»

Eidgenössische Wahlen



2011 gab es das von aussen gesehen 
nicht mehr. Unglücklich war sicher 
auch der Auftritt der GPS bei den 
Bundesratswahlen 2010 – mit einer 
erfolglosen Frauenkandidatur. 

In Zürich und Bern haben die Grü-
nen 2 bzw. 3.4 Prozent Wähleran-
teil verloren, in Basel-Stadt und 
Neuenburg 1.3 bzw. 2.3 Prozent 
zugelegt. Wie erklären Sie sich die  
unterschiedlichen Ergebnisse in 
den Kantonen?
Das Parteiensystem ist im Um-
bruch: Die GLP hat etwas rot-grün 
Wählende angezogen. Zudem mobi-
lisiert die Abgrenzung von der SVP 
nicht mehr im gleichen Masse. Und 
schliesslich müssen Parteien wie 
die GPS damit werben, was sie an 
konkreten Veränderungen erreicht 
haben. Wie stark die Effekte in den 
Kantonen sind, hängt vom Auftre-
ten der neuen Parteien, in diesem 
Fall der GLP, ab, von ihrem Personal, 
von ihren Projekten, aber auch von 
den Leistungen in Regierungen und 
Parlamenten auf der städtischen 
und kantonalen Ebene. In Neuen-
burg ist die Antwort einfach: Es gibt 
keine ernstzunehmende GLP. In Ba-
sel-Stadt trifft der Trend mehr die 
SP als die GPS. In Zürich und Bern 
ist demgegenüber, ausgehend von 
den grossen Städten, der Umbruch 
im vollen Gang.

Bedeutet die Abnahme der Polari-
sierung eine Abnahme der Links/
Rechts-Polarisierung oder eine Ab-
nahme der liberal-konservativen 
Polarisierung?
Parteipolitisch sind die Gegensätze 
zwischen Links und Rechts grös-

ser. Meines Erachtens ist, erstmals 
seit 1999, die Links/Rechts-Polari-
sierung nicht mehr grösser gewor-
den. Neu aufgemischt wurde die 
Mitte, weil die FDP diese Position 
nicht mehr pflegt und die CVP eher 
macht- als sachpolitisch das Zent-
rum zu füllen versucht. Die beiden 
neuen Parteien haben Bewegung in 
die Polarisierung zwischen Rechts 
und Links gebracht, weil sie mit 
querliegenden Themen- und Perso-
nenangeboten das Parteiensystem 
aufgemischt haben. Das ist ihnen 
bei diesen Wahlen am ehesten mit 
der Kernenergiefrage geglückt. Die 
Migrationsfragen, die für den nati-
onalkonservativen Pol von Belang 
sind, haben dagegen erstmals keine 
zusätzlichen WählerInnenstimmen 
gebracht.

Was können Sie den Grünen für die 
nächsten vier Jahre empfehlen?
Ich bin eher Forscher, mache Ana-
lysen und Diagnosen. Therapien 
müssten eher im Verbund erarbei-
tet werden. Ich sehe, dass es einen 
klaren Themenschwerpunkt in der 
Umweltfrage braucht, denn da blei-
ben die Vorschusslorbeeren der Par-
tei am grössten. Doch müssen sie 
auch eingelöst werden. Dabei gilt 
es, die GLP entweder als Partnerin 
oder als Konkurrentin zu verstehen. 
Namentlich ginge es darum, nicht 
nur Grundsatzdebatten zu fordern, 
sondern insbesondere bei der Um-
setzung von ökologischer Politik 
konkreter zu werden.

Interview: Corinne Dobler

Eidgenössische Wahlen8
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Claude Longchamp
Politikwissenschafter und 
Historiker
Verwaltungsratspräsident 
und Vorsitzender der 
Geschäftsleitung gfs.bern

Steckbrief

*1957 in Freiburg

Historiker und Politik-
wissenschafter

Seit 2004 Geschäfts-
führer, seit März 2009 
auch Verwaltungs-
ratspräsident des 
Forschungsinstituts 
gfs.bern

Dozent an verschiede-
nen Universitäten und 
Fachhochschulen

Seit 1987 Wahl- und Ab-
stimmungsanalytiker 
für die Medien der SRG

Seit 1992 Abstimmungs-
hochrechnung und 
seit 1998 wahl- und 
abstimmungsbezogene 
Umfragen für die Unter-
nehmen der SRG

Seit 1992 Herausgeber 
der VOX-Analysen eid-
genössischer Abstim-
mungen
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Eidgenössische Wahlen

Die neue Fraktion setzt sich aus folgenden Mitgliedern 
zusammen: 
Hintere Reihe von links nach rechts: Robert Cramer (GE), Alec 
von Graffenried (BE), Luc Recordon (VD), Louis Schelbert 

(LU), Geri Müller (AG), Balthasar Glättli (ZH), 
Antonio Hodgers (GE), Ueli Leuenberger (GE) 
Vordere Reihe von links nach rechts: Adèle 
Thorens Goumaz (VD), Franziska Teuscher (BE), 
Francine John-Calame (NE), Maya Graf (BL), 
Yvonne Gilli (SG), Regula Rytz (BE), Miriam 
Behrens (Generalsekretärin) Fehlen auf dem 
Foto: Bastien Girod (ZH), Daniel Vischer (ZH) 
und Christian van Singer (VD).

Folgende Personen scheiden wegen ihres Rücktritts oder ihrer Abwahl aus dem Team aus:

Vielen Dank für 
Euren Einsatz und 
Euer Engagement 
für die Grünen in 
den letzten Jahren! 
Wir hoffen, auch in 
Zukunft auf Euch 
und Eure wertvollen 
Erfahrungen zählen 
zu können!

Anlässlich der Wintersession im Dezember 2011 trifft sich 
die neue Grüne Fraktion erstmals im Bundeshaus. Sie zählt 
weniger Köpfe, kann aber trotzdem zwei neue Mitglieder 
begrüssen.

Das neue Team im Bundeshaus

Therese Frösch (BE)

Brigit Wyss (SO)

Anita Lachenmeier (BS)

Daniel Brélaz (VD)

Katharina Prelicz-Huber (ZH)

Josef Zisyadis (PdA/VD)

Josef Lang (ZG)

Marlies Bänziger (ZH)

Marie-Thérèse Weber-Gobet 
(CSP/FR)
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BL

Im Kanton Basel-Landschaft hat 
die bisherige Nationalrätin Maya 
Graf das zweitbeste Resultat aller 
Kandidatinnen und Kandidaten 
erzielt. Sie erreichte 35’829 Stim-
men und schnitt damit besser ab 
als Caspar Baader, der einen Stän-
deratswahlkampf führte.
Maya Graf ist seit 2000 im Natio-
nalrat. 2009 bis 2010 war sie Frak-
tionspräsidentin. Im November 
2010 wurde sie vom Nationalrat 
zur 2. Vizepräsidentin gewählt. So 
wird sie 2013 voraussichtlich den 
Nationalrat präsidieren und damit 
als erste Grüne überhaupt ein Jahr 
lang höchste Schweizerin sein.
Nebst der Parlamentsarbeit ist 
Maya Graf Bio-Bäuerin, Präsiden-
tin der Schweizerischen Arbeits-
gruppe Gentechnologie (SAG), 
Vizepräsidentin von «Nie wieder 
Atomkraftwerke» (NWA) und Co-
Präsidentin von Hochstamm 
Suisse. Sie lebt mit ihrer Familie 
in Sissach.

NW/JU et. al.

Von 0 auf 19.6 bzw. von 0 auf 11 
Prozent: Damit haben die Grünen 
im Kanton Nidwalden und die 
Grünen im Kanton Jura die besten 
Ergebnisse aller Kantonalpartei-
en erreicht. Herzliche Gratulati-
on! Leider hat es trotzdem nicht 
für einen Sitz gereicht.
Im Kanton Nidwalden sind die 
Grünen mit Conrad Wagner aus 
Stans angetreten. Die Grünen aus 
dem Jura haben sich zum ersten 
Mal an eidgenössischen Wahlen 
beteiligt. Kandidiert haben Erica 
Hennequin aus Courgenay sowie 
Roberto Segalla aus Courroux.
Auch andere Innerschweizer Grü-
ne haben gute Ergebnisse erzielt: 
Zug kam mit 15.4% (-1.6%) auf den 
zweithöchsten Stimmenanteil 
und Schwyz hat um 0.4 auf 3.8% 
zugelegt.
Zugelegt haben auch die Berg-
kantone Wallis und Graubünden 
(+2.2 bzw. +1.1%) sowie Appen-
zell Ausserrhoden (+6.4%), Basel-
Stadt (+1.3%), Neuenburg (+2.3%), 
und das Tessin (+1.9%).

BS

Wie unglücklich Wahlen verlaufen 
können, zeigt exemplarisch der 
Fall der Grünen im Kanton Basel-
Stadt. Obwohl die Grünen ihren 
Stimmenanteil dort sogar gestei-
gert haben, und zwar von 12.1 auf 
13.4 Prozent, ist der Nationalrats-
sitz von Anita Lachenmeier verlo-
ren gegangen. Auch sie selbst hat 
zugelegt, von knapp 7000 Stim-
men im Jahr 2007 auf über 10’000 
Stimmen dieses Jahr. CVP-Mann 
Markus Lehmann erhielt zwar nur 
etwas mehr als 4000 Stimmen, 
zieht aber im Gegensatz zu Anita 
Lachenmeier trotzdem in den Na-
tionalrat ein. Wie ist das möglich? 
Schuld daran ist das Proporz(un)
glück. Ausschlaggebend ist die Lis-
tenverbindung. Während die Part-
nerin der Grünen, die SP, Stimmen 
verlor, kamen der CVP die Verbin-
dung mit der GLP, EVP und BDP zu 
Gute. Es bleibt zu hoffen, dass die 
Grünen ihren Sitz 2015 wieder zu-
rückerobern!

Corinne Dobler

Besondere und kuriose Ergebnisse 
aus den Kantonen
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So enttäuschend der diesjährige 
Wahlherbst für die Grünen auch 

Laut dem Forschungsinstitut gfs 
ist die Grüne Wählerschaft jung, 
weiblich, urban und gebildet. Ein 
Blick auf die Resultate der Jungen 
Grünen zeigt, dass sie durchaus op-
timistisch sein können für die Zu-
kunft. Die jungen Köpfe widerspie-
geln die progressive Wählerschaft 
und sprechen diese an.

Jung, weiblich, urban, gebildet

Aline Trede, 28, 
ist im Kanton Bern direkt hin-
ter Regula Rytz auf dem vierten 
Platz gelandet. Als Vizepräsi-
dentin der Grünen Schweiz und 
Berner Stadträtin (Legislative) 
hat sie mit breiter Medienprä-
senz Bekanntheit erreicht und 
damit viele Stimmen gewonnen.

Franziska Wenk, 30, 
ist Vizepräsidentin und 2012 gar 
Präsidentin des St. Galler Stadtpar-
lamentes und daher sehr bekannt. 
Sie hat es auf den ersten «Nach-
rutschplatz» gleich hinter der bis-
herigen Nationalrätin Yvonne Gilli 
geschafft.

Fabien Fivaz, 33, 
ist als Grossrat und Co-Präsi-
dent der Grünen Neuchâtel 
ein bekanntes Gesicht. Er hat 
sich ebenfalls auf dem ersten 
«Nachrutschplatz» positio-
niert, und zwar hinter der bis-
herigen Nationalrätin Francine 
John-Calame.

Greta Gysin, 28, 
ist als Spitzenkandidatin der Grü-
nen Tessin auf dem ersten Platz 
gelandet. Sie hat mehr als doppelt 
so viele Stimmen erhalten wie 
ihre restlichen Parteikolleginnen 
und -kollegen auf der Liste. Leider 
hat es nicht für einen Grünen Sitz 
gereicht.

Katharina Meile, 27, 
wurde von den Grünen Luzern 
als offizielle Ständeratskandi-
datin ins Rennen geschickt und 
ist dicht hinter dem Kandida-
ten der SP gelandet. Die Liste der Erfolgsmeldungen ist noch länger, aber 

diese Seite zu klein. Unsere Wählerinnen und Wähler 
können wir offenbar mit jungen Kandidierenden gut 
ansprechen. Angesichts dieser Tatsachen bin ich zu-
versichtlich für die Zukunft der Grünen.

Martin Neukom, Präsident der Jungen Grünen Schweiz

war: Die Jungen Grünen haben in al-
len Kantonen gute Resultate erzielt. 
In gut der Hälfte der Kantone, in 
denen sie angetreten sind, sind sie 
die stärkste Jungpartei, in den rest-
lichen zumindest die zweistärkste. 
Dabei duellieren sie sich meistens 
mit der JUSO um den ersten Platz. 
Die bürgerlichen Jungparteien dage-
gen lassen die Jungen Grünen in vie-
len Kantonen weit hinter sich. Das 
liegt natürlich zu einem Teil auch an 

der bürgerlichen Ideologie, die nicht 
viel Raum für Junge lässt.

Auch wenn dieses Mal keine Junge 
Grüne Kandidatur den Sprung ins 
nationale Parlament geschafft hat, 
haben die jungen Köpfe auf den «al-
ten» Listen gut abgeschnitten. In 
drei Kantonen befinden sich Junge 
auf dem ersten Platz hinter den Ge-
wählten, bereit zum Nachrutschen:



«Occupy» – 
Finanzmärkte 
besetzen und 
begrünen
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Die «Occupy»-Bewegung ist im 
September vor der Wall Street in 
New York entstanden, danach auf 
andere US-amerikanische Städte 
und im Oktober auch nach Euro-
pa hinüber geschwappt. Mit Zelt-
lagern, Demonstrationen und 
fantasievollen Aktionen macht 
die Bewegung von New York bis 
Seattle, von Madrid über London 
bis Zürich auf sich aufmerksam. 
Weder blutige Zusammenstösse 
mit der Polizei, Räumungen noch 
der Wintereinbruch lassen die Be-
wegung stoppen.

Entsteht hier eine neue soziale 
Bewegung? Die Meinungen sind 
geteilt. Während die «Frankfurter 
Allgemeine Zeitung» am 20. No-
vember schreibt: «Es ist offen-
sichtlich, dass die Bewegung wei-
te Teile der Gesellschaft erreicht 
hat», zeigt sich die NZZ drei Tage 
zuvor überzeugt, dass der Funke 
des Aufstands nicht auf grössere 

Teile der Gesellschaft überspringt.
Wirtschaftswissenschaftler Jef-
frey D. Sachs meint in der «New 
York Times», dass die Protestver-
anstaltungen erst nachlassen 
werden, wenn auch der Grund 
für ihr Wachsen und Gedeihen 
verschwindet. Dieser Grund ist 
jedoch vielschichtig und umfasst 
die ganze Gesellschaft: Entmündi-
gung der Bürgerinnen und Bürger 
durch die Finanzmacht, ein immer 
grösseres Gefälle zwischen Arm 
und Reich und eine drohende mas-
sive Wirtschaftskrise weltweit.

Auftrag an die Politik
Der «Occupy»-Bewegung wird 
denn auch vorgeworfen, sie stelle 
keine konkreten Forderungen. Für 
die Grünen, welche die Bewegung 
von Anfang an unterstützt haben, 
ist jedoch klar: Der Protest ist ein 
Auftrag an die Politik, die öffent-
liche Kritik an den Finanzmärkten 
und den Banken in politische For-
derungen zu übersetzen. An der 
Delegiertenversammlung vom 19. 
November 2011 haben die Grünen 
darum das «Positionspapier für 
Finanzmärkte im Dienste der Grü-
nen Wirtschaft» diskutiert und 
verabschiedet.

Spekulation verhindern
Insbesondere die Spekulation 
mit Ressourcen wie Nahrungs-
mitteln, Wasser und Boden, aber 
auch mit Währungen und Schuld-

Die «Occupy Wall Street»-Bewegung 
vermag weltweit zu mobilisieren und 
übersteht auch Räumungen und kal-
te Winternächte. Der Unmut über 
die unkontrollierbaren Auswüchse 
des Finanzmarktes lässt sich nicht 
mehr unterdrücken. Die Grünen ma-
chen mit ihrem «Positionspapier für 
Finanzmärkte im Dienste der Grünen 
Wirtschaft» konkrete Lösungsvor-
schläge.

papieren führt heute zu grossen 
Problemen. Die Folgen reichen 
von übertriebenen Wechselkurs-
schwankungen über Sozialabbau 
bis hin zu Staatsbankrotten und 
einer Verknappung von wichtigen 
Lebensgrundlagen.
Durch Spekulation verkommen 
Nahrungsmittel zu einem abs-
trakten Handelsobjekt, werden 
künstlich verteuert und damit 
für die Menschen im Süden uner-
schwinglich. Die Schweiz als einer 
der weltweit wichtigsten Han-
delsplätze von vielen Rohstoffen 
steht hier in einer besonderen Ver-
antwortung.

Mit fantasievollen 
Protestaktionen 
drücken die Leute in 
vielen Städten der Welt 
ihren Unmut über die 
Auswüchse des Kapita-
lismus aus.
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Das vollständige  
Positionspapier für 
einen nachhaltigen 
Finanzmarkt, das  
die Grünen an ihrer  
Delegiertenver-
sammlung vom  
19. November verab-
schiedet haben, ist  
auf www.gruene.ch  
zu finden.

Die Grünen fordern deshalb auch 
in diesem Bereich neue Gesetze. 
Die Schweiz soll nicht weiter ein 
Paradies für Rohstofffirmen sein. 
Der durch die Delegierten ange-
nommene Antrag der Jungen Grü-
nen fordert eine Spezialbehörde 
für die Überwachung des Handels 
mit physischen Rohstoffen und 
Nahrungsmitteln. Weiter soll die 
Nahrungsmittelspekulation über 
Fonds und Rohstoffzertifikate 
verboten werden.

Gunst der Stunde nutzen
Jede Krise ist auch eine Chance. 
Dieses abgenützte Sprichwort 
hat nichts an Aktualität verloren. 

Dank der «Occupy»-Bewegung 
erhalten die Forderungen nach 
einem nachhaltigen Finanzmarkt 
ein Gesicht. Nutzen wir die 
«Gunst» der Stunde also, um 
unsere Forderungen ins Bundes-
haus und in die Welt hinauszu-
tragen. Wir Bürgerinnen und Bür-
ger wachen langsam auf. Schla-
fen wir nicht wieder ein.

Corinne Dobler und Iwan Schauwecker
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Das Parlament hat in der Herbst-
Session beschlossen, den Armee-
Plafond von 4.1 auf 5 Milliarden 
Franken zu erhöhen und mit dem 
gewonnenen Betrag Kampfjets 
zu kaufen. Weiter verweigerte es 
den Bürgerinnen und Bürgern das 
Recht, darüber zu befi nden. Das 
Volk konnte über zwei neue Mina-
rette abstimmen, aber zu 22 neuen 
Kampfjets soll es nichts zu sagen 
haben.

Die Begründung, dass es kein Fi-
nanzreferendum gebe, ist falsch. Es 
geht nicht um ein Budget, sondern 
um einen Plafond, der eigentlich 
gesetzlichen Charakter hat. Die 
anderen Mitglieder des Bundesra-
tes haben ihr Missfallen über den 
Dreifach-Beschluss unverblümt 
ausgedrückt. Dabei zählten sie eine 
Reihe von Sparopfern auf: den öf-
fentlichen Verkehr, die Energiewen-
de, die Bildung und Innovation, die 
Sozialwerke, die Bauernfamilien, 
die Entwicklungszusammenarbeit.

Die Delegiertenversammlung der 
Grünen hat beschlossen, im Rah-
men eines möglichst breiten Bünd-
nisses gegen den Plafond das Refe-
rendum zu ergreifen. Ein Referen-
dum hat den Vorteil, dass es kein 
Ständemehr braucht und dass es 

nicht nur die Kampfjets, sondern 
die Aufrüstung überhaupt in Fra-
ge stellt. Sollte allerdings das Rüs-
tungsprogramm 2012 die Kampfjets 
beinhalten, wären die Grünen ge-
zwungen, eine Moratoriums-Initia-
tive zu ergreifen. Diese könnte im 
Mai 2012 gestartet und sollte Mitte 
September des gleichen Jahres ein-
gereicht werden. Da die Kampfjet-
Beschaffung sehr unpopulär ist, ist 
das kein Ding der Unmöglichkeit.

Überholtes Kriegs-Szenario
Ein weiterer armeepolitischer Ent-
scheid hat bei uns Grünen für Kopf-
schütteln gesorgt. Mitte Oktober 
beschloss die Sicherheitspolitische 
Kommission des Nationalrates mit 
13 zu 11 Stimmen bei 2 Enthaltun-
gen, das internationale Überein-
kommen über Streumunition nicht 
zu unterzeichnen.

Streumunition ist eine besonders 
heimtückische Waffe. Ihre Opfer 
sind mehrheitlich Zivilpersonen, 
vor allem Kinder. Der Widerstand 
gegen das Streumunitions-Verbot 
geht von einem völlig überholten 
Kriegs-Szenario aus. Ich bin zuver-
sichtlich, dass die starke Kommis-
sionsminderheit am 21. Dezem-
ber im Nationalrat eine Mehrheit 
zu Gunsten einer Unterzeichnung 
des Übereinkommens gewinnen 
wird. Das wäre das schönste Weih-
nachtsgeschenk für Kinder – und 
Erwachsene.

Josef Lang, 
Alternative – Die Grünen Zug

Die Grünen wollen verhindern, dass 
die Stimmbevölkerung zum Kampf-
jet-Kauf nichts sagen kann. Sie 
ergreifen darum das Referendum 
gegen die Erhöhung des Armee-
Plafonds.

14

Kampfjets verhindern, 
Streumunition verbieten!

Thema
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Josef Lang
Alternative – Die Grünen Zug
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Die europäische Grüne Partei wur-
de 2004 in Rom gegründet und traf 
sich Mitte November zum vierten 
Mal zu ihrem Kongress, diesmal 
aufgrund der anstehenden Wahlen 
in der französischen Hauptstadt. 
Auch die Grünen Schweiz, die 18 der 
400 stimmberechtigten Delegier-
ten stellen, nahmen aktiv an der 
Versammlung teil.

Im Zentrum der Debatte stand aus 
aktuellem Anlass die Finanz-und 
Wirtschaftskrise. Die Delegierten 
verabschiedeten mit der Erklärung 
von Paris zwölf konkrete Vorschlä-
ge, wie Europa aus der fi nanziellen, 
sozialen und wirtschaftlichen Krise 
herausfi nden kann. So sollen bei-

spielsweise der europäische Finanz-
markt stark reguliert und die Steu-
erfl ucht mit Hilfe einer gesamteu-
ropäischen Steuerstrategie aktiv 
bekämpft werden.

Auch der Green New Deal, in dessen 
Rahmen mit Investitionen in die 
ökologische Wirtschaft Arbeitsplät-
ze geschaffen werden sollen, wird 
in der Erklärung von Paris konkreti-
siert. Die Grünen schlagen eine För-
derstrategie für Grüne Wertpapiere 
und griffi ge Massnahmen für den Kli-
maschutz und die Energiewende vor.

Klima: Geduld am Ende
Die internationalen Klimaverhand-
lungen in Durban bildeten einen 
weiteren Schwerpunkt der Grünen 
Konferenz. Die Europäischen Grü-
nen verabschiedeten eine Resoluti-
on, in der sie dringend Massnahmen 
forderten, da «der Planet schnell die 
Zeit und Geduld verlieren wird!».

So soll bis 2050 der weltweite Aus-
stoss von Klimagasen um mindes-
tens 80 Prozent reduziert werden. 
Das Kyoto-Protokoll soll für eine 

Rund 1000 Grüne aus über 50 Län-
dern sind Mitte November in Paris 
zum vierten Kongress der Europä-
ischen Grünen Partei zusammen-
gekommen. Das Treffen stand im 
Zeichen der akuten Finanz- und Wirt-
schaftskrise in Europa. Zur Klimakon-
ferenz, die soeben in Durban zu Ende 
gegangen ist, verabschiedeten sie 
eine Resolution.

zweite Periode, von 2013 bis 2017, 
verbindlich bleiben. Um Massnah-
men in Entwicklungsländern zu 
fi nanzieren, sollen eine Finanztrans-
aktionssteuer und Abgaben auf den 
Flug- und Schiffsverkehr erhoben 
werden.

Persönliche Kontakte knüpfen
Die Treffen der Europäischen Par-
tei sind aber nicht nur wegen ihrer 
Inhalte spannend. Die zahlreichen 
Kontakte beim Essen, bei einem 
Glas Wein oder in den Foyers sind 
mindestens so interessant. Hier 
kann im informellen Rahmen mit 
Grünen aus allen Ländern disku-
tiert werden. Das nächste Mal trifft 
die Schweizer Delegation im Früh-
ling 2012 auf ihre europäischen 
Kolleginnen und Kollegen – voraus-
sichtlich in Kopenhagen.

Ximena Kaiser Morris, 
Delegierte bei den Europäischen Grünen 
und bei den Global Greens

Internetseite des Kongresses: 
http://europeangreens.eu/congress/

Grüne Wege aus der Krise

Die Schweizer Delegierten 
an einer Veranstaltung 

des Kongresses.



Stimme, welchen sonst nicht das 
Wort gegeben wird. Es gibt immer 
Leute, die an ihrer Stelle sprechen. 
Dargestellt werden sie entweder in 
Statistiken oder als Tiere auf popu-
listischen Plakaten. Meine Idee ist 
es, den Menschen ihre Würde zu-
rückzugeben, indem ich ihnen das 
Wort gebe, ein Gesicht, eine Exis-
tenz.

Mit Ihren Filmen sind Sie zur stärks-
ten Stimme von Asylsuchenden der 
Schweiz geworden. Wie ist das ge-
kommen?
Ich bin selbst Migrant. Heute bin ich 
Schweizer, aber zuerst war ich auch 
illegal in der Schweiz. Meine Eltern 
waren Saisonniers. Es stimmt, dass 
ich zu einem Sprecher geworden 
bin, denn ich gebe den Leuten eine 

Mit «La Forteresse» und «Vol spécial» zeigt der Lausanner Dokumentar-
fi lmer Fernand Melgar eindrücklich, welche Konsequenzen die Schweizer 
Migrationspolitik auf die einzelnen Menschen haben kann. «Ich gebe den 
Leuten eine Stimme, denen sonst nicht das Wort gegeben wird», sagt er im 
Interview mit dem «greenfo».

Den Menschen ihre Würde zurückgeben
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«Wir sind alle 
Gefangene und 
Wärter des 
gleichen Systems»
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In den Filmen sind Sie ein neutraler 
Beobachter im Empfangszentrum 
von Vallorbe VD und im Ausschaf-
fungsgefängnis von Frambois GE. 
Ist es möglich, neutral zu bleiben?
Ich bin nicht wirklich neutral, denn 
ich gehe an Orte, an die sonst nie-
mand geht, und zeige Dinge, die nie 
gezeigt werden. Es ist das erste Mal 
in Europa, dass in einem Ausschaf-
fungsgefängnis gefi lmt worden ist. 
Ich glaube an die direkte Demokra-
tie, und was ich beobachte und be-
zeuge, sind die Konsequenzen eines 
Gesetzes, welches von der Stimm-
bevölkerung 1994 angenommen 
worden ist.
In der Präambel der Schweizer 
Verfassung wird von Solidarität 
und Offenheit gegenüber der Welt 
gesprochen. Das sind Werte, die 
ich mit meinen Filmen verteidi-

ge. Artikel 7 spricht vom Respekt 
der menschlichen Würde, doch in 
«Vol spécial» sieht man, dass sie 
nicht mehr respektiert wird. Die 
Verfassung wird immer mehr ihres 
Sinnes entleert. Das betrifft nicht 
nur die ausländische Bevölkerung, 
sondern auch die schweizerische. 
Zum Beispiel die parlamentarische 
Initiative von Toni Brunner zur Be-
kämpfung der Scheinehen: Sie wird 
heute angewandt. Damit wird ein 
Grundrecht abgeschafft, nämlich 
das Recht auf Heirat. Die Folgen be-
treffen auch die Schweizer Bevölke-
rung. In der Schweiz wird über kom-
plizierte Dinge abgestimmt. Da ist 
es wichtig, die Konsequenzen mit 
Dokumentarfi lmen zu zeigen.

Das Schweizer Personal in Ihren 
Filmen ist auffallend freundlich. Ist 
das so, weil es gefi lmt werden?
Die Wärter in meinem Film sind 
nett, weil sie so sind. Aber das Sys-
tem bleibt das Gleiche. Es gibt Leu-
te, die ausgeschafft werden, die 
sterben und die sich umbringen. 
Friedrich Dürrenmatt verglich 1990 
in einer Rede für Vaclav Havel die 

Schweiz mit einem Gefängnis, in 
dem alle gleichzeitig Gefangene 
und Wärter sind. In meinem Film 
sind die Gefangenen und die Wärter 
Gefangene des gleichen Systems. 
Wir Schweizer haben dieses System 
erfunden, wonach Sans-Papiers 
in Administrativhaft genommen 
werden. Wir haben dem Gesetz 
zugestimmt, und nicht die bösen 
Wärter. Der Film hinterlässt bei uns 
ein Unwohlsein, weil wir verstehen, 
dass wir alle Teil dieser Maschine 
sind, auch die Zuschauerinnen und 
Zuschauer. Und das liegt nicht an 
den bösen Wärtern.

Was verbindet Sie mit den darge-
stellten Personen?
Ich bin Vater von vier Kindern, und 
wenn ich Väter sehe, die ihren Fami-
lien entrissen werden, bin ich sehr 

traurig. Wir sind lange in Frambois 
geblieben und haben Beziehungen 
aufgebaut. Wir sind mit allen in 
Verbindung geblieben. Die meisten 
unterstützen wir fi nanziell mit dem 
Geld, das dank dem Film reinkommt. 
Wir haben die Leute besucht, die 
ausgeschafft worden sind. Nun sind 
wir daran, eine Webdokumentation 
in Koproduktion mit ARTE für das In-
ternet zu machen. Heute will sogar 
das Bundesamt für Migration mit-
arbeiten. Sie wollen damit die Rück-
kehrhilfe entwickeln.

Wenn ich Ihre Filme schaue, emp-
fi nde ich ein Gefühl der Ohnmacht. 
Kennen Sie dieses Gefühl und wie 
gehen Sie damit um?
Wenn wir ohnmächtig sind, ist es 
am besten, als Bürgerinnen und 
Bürger Nein zu sagen. Wenn Ihr 
Nachbar verhaftet wird, sagen Sie 
«Nein, ich bin nicht einverstanden». 
Man muss nicht Terrorist sein oder 
eine Bombe legen, sondern einfach 
Nein sagen.

Corinne Dobler

Fernand Melgar

*1961 in Tanger, Marokko

Seit 1963 in Lausanne 
wohnhaft

Seit 1985 Regisseur, 
Produzent und 
Dokumentarfi lmer

2006 Schweizer 
Filmpreis sowie Golden 
Link Award für «EXIT, le 
droit de mourir»

2008 Goldener Leopard 
des Filmfestivals 
von Locarno für «La 
Forteresse»

2011 «Vol spécial»

«Man muss nicht Terrorist sein oder eine Bombe 
legen, sondern einfach Nein sagen»
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Für den 21-jährigen Maturanden, Solarunternehmer und Träger des dies-
jährigen Schweizer Solarpreises Jonas Rosenmund ist die Energiewende 
das Ziel. Der Weg, um dieses Ziel zu erreichen, ist sein unternehmerisches 
und politisches Engagement. Bereits in der 12. Klasse hat der Junge Grüne 
die erste grosse Solaranlage verwirklicht. Voller Ideen und Tatkraft plant er 
neue Projekte und scheut auch den Schritt auf die politische Bühne nicht.

Jonas Rosenmund: 
origineller und 
engagierter 
Solarunternehmer

Porträt

wissen erhofft sich Jonas, ein Stück 
dazu beizutragen.

Dies versucht er auch im kleinen 
Rahmen als Leiter der Jugendna-
turschutzgruppen des WWF, mit 
seinem Engagement für das Jugend-
solarprojekt von Greenpeace und 
indem er eine Sekundarschulklasse 
in den Bau seiner Solaranlage ein-
bindet. Aktiv wie der Baselbieter 
ist, wurde er in den Vorstand des 
WWF und vor kurzem auch in den 
Vorstand der Regionalgruppe bei-
der Basel der Schweizerischen Son-
nenenergie Stiftung gewählt. Als 
Ausgleich spielt Jonas Klarinette 
im Musikverein, welcher bei seinem 
vielfältigen Engagement auch mal 
zu kurz kommt.
Mit dem Erhalt des Solarpreises der 
Solar Agentur Schweiz im Oktober 

Mit der Solarenergie in Kontakt ge-
kommen ist der gebürtige Baselbie-
ter aus Ziefen bei den Tüfteleien mit 
seinem Kosmos Experimentierkas-
ten. Sein Faible dafür wurde durch 
die häufigen kreativen Projekte und 
Praktika an der Rudolf Steiner Schu-
le noch verstärkt. Dort installierte 
er bereits mit 17 eine solare Mobilte-
lefon- und Akku-Ladestation, deren 
Strom er an seine Mitschülerinnen 
und Mitschüler verkaufte. Auch das 
Praktikum bei der Aarwangener Fir-
ma Megasol festigte sein Wissen 
über die Photovoltaik und verhalf 
ihm zu wertvollen Partnern für 
künftige Projekte.

Als Abschlussarbeit der Rudolf Stei-
ner Schule und Matura-Arbeit plan-
te und entwickelte Jonas eine 152 
Quadratmeter grosse Photovoltaik-
Anlage auf einem Primarschulhaus 
in Muttenz. Auch in Arlesheim koor-
dinierte er in seiner Freizeit den Bau 
einer solchen Anlage. Trotz den an-
fänglichen Schwierigkeiten, einen 

geeigneten Standort, einen Abnah-
mevertrag und Investoren zu fin-
den, hat Jonas dabei viel gelernt. So 
hat er, um seine Projekte rechtlich 
abzusichern, mit 19 den Verein Son-
nenkraft gegründet. Seine Überzeu-
gung und sein Know-how machen 
sein junges Alter wett und ebnen 
ihm den Weg als glaubwürdiger und 
erfolgreicher Solarunternehmer.

Klarinette kommt zu kurz
Als ob die Aufgaben als Gymnasi-
ast und Jungunternehmer nicht 
schon genug wären, engagiert sich 
Jonas auch noch in der Politik und 
in verschiedenen Organisationen. 
In Basel-Landschaft kandidierte er 
dieses Jahr für das Kantonsparla-
ment und den Nationalrat auf der 
Liste des Jungen Grünen Bündnis 
Nordwest und erzielte, ohne gross 
Kampagne zu machen, das beste 
Resultat. Die Politik sei für ihn eine 
wichtige Komponente, um die Ener-
giewende einzuleiten, sagt er. Mit 
seinem Einsatz und seinem Fach-
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dieses Jahres, der Bestnote für sei-
ne Matura-Arbeit und dem wertvol-
len Networking in der Solarbranche 
wurde Jonas zwar reichlich belohnt. 
Doch dafür musste er ein Jahr am 
Gymnasium wiederholen. Er meint 
dazu allerdings: «Mein Engage-
ment für die Solarenergie ist nie 
ein Verzicht gewesen. Ich habe es 
für sinnvoller gehalten und bereue 
es nicht.»
Warten auf «Fözel»
Die Zukunftspläne und -perspek-
tiven sehen für Jonas sonnig aus. 
Er kann es kaum abwarten, den 
«Fözel» endlich in den Händen zu 
halten, um sich all seinen Projek-
ten zu widmen. Geschickt weiss er 
auch, seinen «Verpflichtungen» in 
seinem Interessensbereich nachzu-
kommen.

So wird er Anfang 2012 den Zivil-
dienst bei Jugendsolar Zürich ab-
solvieren. Danach wird er mit seiner 
Firma Regiosol AG, die er mit zwei 
Kollegen gegründet hat, den Bau 
von Photovoltaik-Anlagen planen 
und umsetzen. Ein Projekt an seiner 
alten Schule in Pratteln ist bereits 
in Vorbereitung. Obwohl Jonas den 
momentanen Solarboom mit Argus-
augen beobachtet, begrüsst er ihn 
auch, da er sich für die Energiewen-
de stark macht. Und meint ganz be-
scheiden: «Ich kann ja nicht alleine 
die ganze Schweiz versorgen.»

Martina Fleischli
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Steckbrief

*1990 in Liestal

Vorstand WWF

Vorstand Regional-
gruppe beider Basel der 
Schweizerische Sonnene-
nergie Stiftung

Gründer des Vereines 
Sonnenkraft und der 
Regiosol AG

Engagement für Jugend-
solarprojekt von Green-
peace

Ab 2008: Praktika und 
Ferienjobs bei Megasol in 
Aarwangen BE

2009: Leiter von Kinder- 
und Jugendnaturschutz-
projekten beim WWF

2009: Bau einer Solar- 
anlage auf Primarschule 
in Muttenz

2010: Gewinner des 
Schweizerischen Um-
weltpreises der Schwei-
zerischen Umweltstif-
tung

2011: Bau einer Solaran-
lage in Arlesheim

2011: Gewinner des Solar-
preises der Solaragentur 
Schweiz

«Ich kann ja nicht alleine die ganze Schweiz 
versorgen.»
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Die Schweiz ist zwar selber arm 
an Rohstoffen, dafür aber umso 
reicher an Zwischenhändlern. Am 
globalen Rohstoffhandel, einem 
gigantischen Business von 3000 
Milliarden Franken, haben die in 
der Schweiz tätigen Unterneh-
men einen Anteil von 15 bis 25 
Prozent – Tendenz steigend. Von 
drei Litern Erdöl, die auf dem Welt-
markt verkauft werden, wird einer 
über die Schweiz gehandelt.

Dass die Schweiz zur Rohstoffdreh-
scheibe geworden ist, verdankt sie 
unter anderem dem freien Kapital-
verkehr und den steuerlichen Son-
derregeln: «Die Schweiz ist nicht 
nur ein Steuerparadies, sondern 
auch eine Transparenz- und Regulie-
rungsoase», schreibt die «Erklärung 
von Bern».

Reich an Rohstoffen und 
trotzdem arm
Auch die Folgen, die das Geschäft 
mit Rohstoffen wie Kupfer in einem 
Land des Südens wie Sambia haben 
kann, beschreibt das Buch: Umwelt- 
und Luftverschmutzung, Armut, ge-
sundheitliche Probleme, Lohndum-
ping, Privatisierungen und daraus 
folgende Entlassungen, Schulden-
last… Obwohl die Kupferpreise noch 
nie so hoch waren, ist Sambia eines 
der ärmsten Länder der Erde. Nur 
ein verschwindend kleiner Teil der 
Erträge aus dem Rohstoffhandel 
fliesst in die Förderlander zurück. 

Schweiz, Schweiz, Schweiz… in den Wahlkampfdebatten ging es immer 
nur um die Schweiz. Dass die Schweiz eine globale Playerin ist und nicht 
isoliert betrachtet werden kann, ging darob glatt vergessen. Das Buch der 
«Erklärung von Bern» kommt da gerade rechtzeitig. Es zeigt schmerzlich 
auf, welche Rolle die Schweiz als Rohstoffdrehscheibe international spielt 
und welche Mitverantwortung sie am globalen Ungleichgewicht trägt.

20 Buchtipps

Rohstoff – Das gefährlichste 
Geschäft der Schweiz
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So verfügen sie nicht über die Mit-
tel, die für die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung nötig sind, ob-
schon sie einen grossen Teil der Ar-
beitskraft zur Verfügung stellen.

Es war die krasse Diskrepanz zwi-
schen der Armut in Ländern mit 
Bodenschätzen und dem Reichtum 
einiger Schweizer Firmen und ihrer 
Besitzer, die den AutorInnen den 
Anstoss für das Buch gegeben hat. 
Das Ausmass habe sie aber selber 
überrascht: So könne die gesamte 
Bevölkerung der 96 ärmsten Länder 
der Erde ein Jahr lang hart arbeiten, 
sie schaffe dennoch nicht den Wert, 
den sechs Glencore-Manager mit ih-
rem Börsengang verdient haben.

Es braucht eine 
Kreislaufwirtschaft
Letztlich ist die Art unseres Wirt-
schaftswachstums schuld an den 
Problemen, welche vor allem der 
Süden ausbaden muss. «Solange 
wir weiter so tun, als verfügten wir 
über unendliche Ressourcen, als sei 
unbeschränktes Wachstum mög-
lich und als dürften Rohstoffkon-
zerne ganze Länder ausplündern, 
solange können wir diese Probleme 
nicht lösen.» Die Grünen treffen 
mit ihrer Initiative für eine Grüne 
Wirtschaft das Problem also im 
Kern (www.gruenewirtschaft.ch).

Corinne Dobler

Rohstoff – Das gefährlichste 
Geschäft der Schweiz, 
Erklärung von Bern (Hg.), Salis Verlag 
AG, Zürich, 2011



Die Sammlung «Strahlende Plakate» ist ein farbenfroher Über-
blick über die Anti-Atom-Kampagnen in 43 Ländern. Auf 200 Sei-
ten werden 600 Plakate der Anti-Atomkraft-Bewegung der letz-
ten 40 Jahre zum ersten Mal ausgestellt. Die Plakate sind nach 
Themengruppen wie Uranabbau, Wiederaufbereitung, Atom-
müll und -transporte, Unfälle und politische Prozesse eingeteilt. 
Jeder Block wird mit einem informativen Kurztext begleitet. Die 
kunstvoll gestalteten Plakate bestechen aber auch mit ihrer kul-
turellen Vielfalt, die dank der deutschsprachigen Übersetzung 
der Plakattexte noch greifbarer wird. Die Nuklearkatastrophe 
von Japan hat zudem klar gemacht, dass die teilweise bereits 
40-jährigen Plakate nichts an Aktualität und Wichtigkeit ver-
loren haben.

Brigitte Marti

Mit einem pädagogischen Comic zeichnet der Verein Gendering 
die lange Geschichte des Schweizer Frauenstimmrechts auf hu-
moristische und ironische Weise nach. Damit will der Verein vor 
allem jungen Menschen zeigen, welche Schwierigkeiten beim Er-
langen des Frauenstimmrechts, das heute als selbstverständlich 
angesehen wird, aufgetreten sind.
Das Buch ist in drei Teile gegliedert. Zuerst wird die Entwick-
lung der Frauenrechte historisch beschrieben, beginnend beim 
Mittelalter. Dann stellt das Buch die Gründe für die Schweizer 
Verspätung bei der Einführung des Frauenstimmrechts dar. Der 
dritte Teil ist der Frauenbewegung gewidmet. Die Geschlechter-
stereotypen, die sich den politischen Rechten der Frauen in den 
Weg stellten, werden überzeichnet, aber sehr eindrücklich 
dargestellt. Im Grossen und Ganzen eine amüsante und un-
terhaltsame Art, sich mit einem ernsten Kapitel der Schweizer 
Geschichte auseinander zu setzen!

Corinne Dobler

Der ehemalige NZZ-Wissenschafts-
redaktor Herbert Cerutti porträtiert 
in seinem Buch den international 
bekannten Schweizer Forscher Hans 
Rudolf Herren auf unterhaltsame, 
locker geschriebene Weise. Er be-
schreibt seine Geschichte von seiner 
Jugend inmitten intensiver Land-
wirtschaft voller Agrochemie bis hin 
zu seinem Job als Präsident des Mil-
lenium Institute in Washington.
Bekannt wurde Hand Rudolf Her-
ren dank seinem Einsatz gegen den 
Hunger. Er bekämpfte schädliche 
Insekten mit nützlichen. Dies kam 
nicht nur den Menschen zu Gute, 
sondern auch der Umwelt, weil da-
durch vielerorts auf Insektizide ver-
zichtet werden konnte. Für seine Ar-
beiten wurde Herren unter anderem 
mit dem Welternährungspreis 1995 
ausgezeichnet. Heute ist Herren 
Präsident der Schweizer Stiftung 
Biovision, die sich für eine ökologi-
sche Entwicklung einsetzt.

Corinne Dobler

WISE / Laka Foundation (Hg)
Unrast Verlag, Münster 2011
ISBN 978-3-89771-515-8

Gendering & Mautienne Prod., 2011
Bestellungen: gendering@gmail.com

Herbert Cerutti
2011 Orell Füssli Verlag AG, Zürich
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Strahlende Plakate

Langsam, aber sicher!
Die politischen Rechte 
der Schweizer Frauen

Wie Hans 
Rudolf Herren 
20 Millionen 
Menschen rettete
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22 Kantone

GR

Die kantonale Volksinitiative «Ja 
zu sauberem Strom ohne Kohle-
kraft», an der sich VERDA Grünes 
Graubünden beteiligt hat, ist 
zustande gekommen. Sie wurde 
am 19. Oktober beim Kanton ein-
gereicht.
Die Initiative will, dass in die 
Kantonsverfassung ein klares 
Bekenntnis gegen Kohlekraft-
werke aufgenommen wird. Ins-
besondere soll damit gewährleis-
tet werden, dass Unternehmen 
mit Beteiligung des Kantons kei-
ne Investitionen in Kohlekraft-
werke tätigen. Konkret ist damit 
die Repower AG gemeint, die in 
Kalabrien und Norddeutschland 
zwei riesige Kohlekraftwerke 
bauen möchte, die fast 40 Pro-
zent aller CO2-Emissionen der 
Schweiz ausstossen würden. Der 
Kanton Graubünden ist mit sei-
ner 46-Prozent-Beteiligung der 
grösster Aktionär der Repower 
AG.

AR

Die massgeblichen Stromversor-
ger im Kanton Appenzell Aus-
serrhoden, SAK und Axpo, sind 
nationale Schlusslichter, wenn 
es um den Anteil erneuerbarer 
Energien im Strommix geht. Das 
wollen Die Grünen Appenzeller-
land (GRAL) ändern. Darum ha-
ben sie Ende Oktober die kanto-
nale Volksinitiative «für sauberen 
Strom» lanciert.
Die Initiative will, dass erneuerba-
re Energieträger im Strommix der 
Ausserrhoder Stromlieferanten 
gestärkt werden. Um dieses Ziel 
zu erreichen, soll sich der Kanton 
im Rahmen seiner Beteiligungen 
an Stromkonzernen ohne Wenn 
und Aber für eine erneuerbare 
Zukunft einsetzen. Weiter verlan-
gen die Initianten, dass sich der 
Kanton einmal jährlich mit einer 
Information zu den Fortschritten 
in der Förderung der erneuerba-
ren Energien und ganz allgemein 
über seine Vorhaben in der Ener-
giepolitik an die Bevölkerung 
wendet.

SG

Die Grünen St. Gallen haben auf 
der Online-Plattform www.mein-
fussabdruck.ch die beste Idee 
gesucht, wie der ökologische 
Fussabdruck reduziert werden 
kann. Jetzt stehen die Gewinne-
rinnen und Gewinner fest:
Den 1. Preis, einen Traveler Akku, 
holt sich Robin R. mit folgendem 
unkonventionellen Vorschlag: 
«Wenn der modulartige Aufbau 
der Gegenstände berücksichtigt 
wird, lassen sich viele Dinge ein-
facher reparieren und die Stoff-
kreisläufe verkürzen.»
Den 2. Preis, einen exklusiven 
Besuch im Bundeshaus inklusi-
ve Apéro und Nachtessen mit 
Nationalrätin Yvonne Gilli, ge-
winnt Saba S. Ihre Idee: «Züge, 
Trams, Busse sind im Winter alle 
überbeheizt! Die Passagiere, die 
einsteigen, sind sowieso warm 
angezogen, wozu dann auf Zim-
mertemperatur oder sogar dar-
über heizen? Schluss damit, im 
ÖV-Land Schweiz kann auf diese 
Weise viel CO2 eingespart wer-
den.»
Den 3. Preis, Bed and Breakfast 
Sunnerai in Kaltbrunn, holt sich 
Claudio B. mit folgendem Vor-
schlag: «Bei Reisen in Europa kon-
sequent die Bahn benutzen.»
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Bestelltalon

Name/Vorname                                                                                                    

Adresse                                                                                                                       

PLZ/Ort                                                                                                                      

E-Mail                                                                                                                         

Telefon                                                                                                                      

Datum/Unterschrift                                                                                                  

Ich bestelle  

Mützen à Fr. 15.-     Anzahl:                           

USB-Stick à Fr. 20.- Anzahl:                          

Einsenden an: Grüne Schweiz, Waisenhausplatz 21, 3011 Bern, oder per Mail bestellen: gruene@gruene.ch

Shop

Die aus ungebürstetem Twill  gefertigten Caps mit weissem Auf-
druck bestehen aus  100% Bio-Baumwolle.  Sie werden in Europa 
durch die sozial und ökologisch engagierte Firma Switcher herge-
stellt.

Unsere beliebten grünen 
Mützen für grüne Farbtupfer 
im grauen Winter

Nach wie vor im Sortiment!

Speichern Sie ihre Daten sicher und umweltfreundlich auf dem Grünen 
USB-Stick ab!

Der USB-Stick verfügt über eine Speicherkapazität von zwei Gigabytes. 
Das Gehäuse und die Kappe sind aus umweltfreundlichem Recycling-
Karton hergestellt und mit dem Grünen Logo verziert.


